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Das Amt der Wiener Landesregierung beehrt sich, in der Bei­

lage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu dem im Be­

treff genannten Gesetzentwurf zu übermitteln. 
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(25fach) 

AD 1105 B - 10 - 814 - 119006 - 20 

Für den Lan samtsdirektor: 

Dr. eischI 
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MD-2668-1/89 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Fleischunter­
suchungsgesetz geändert wird; 
Stellungnahme 

zu Zl. 79.110/49-VII/10/89 

An das 

Bundeskanzleramt 

AMT DER 
WIENER LANDESREGIERUNG 

Ü 
D,erststel1e MD-Büro des Magistratsdirektors 

Adresse 1082 Wien, Rathaus 

'ee'crrumr:er 40 00-82124 

Wien, 5. Jänner 1990 

Auf das Schreiben vom 10. November 1989 beehrt sich das Amt 

der Wiener Landesregierung bekanntzugeben, daß gegen den im 

Betreff genannten Gesetzentwurf die in der Beilage dargeleg­

ten schwerwiegenden Bedenken bestehen. 

über den vorliegenden Entwurf hinausgehend gestattet sich 

das Amt der Wiener Landesregierung, folgende Ergänzung des 

Fleischuntersuchungsgesetzes anzuregen: 

Es sollte auch die Wildbeschau generell einer gesetzlichen 

Regelung unterzogen werden, zumal § 1 Abs. 1 des FUG nur 

das in Gattern gehaltene Schalenwild in den Regelungsbereich 

einbezieht. Der Umstand, daß bei Schalenwild die Möglichkeit 

des Vorkommens von Parasiten oder Salmonellen im Fleisch be­

steht oder sonstige Mängel (Krankheiten oder Fallwild) vor­

liegen können, stellt einen ausreichenden Grund dafür dar, 

die Verbraucher vor dem Verzehr von nicht untersuchtem 

AD 110~ A -70 - RR~ - 11R1'~ -?O 
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Fleisch zu schützen und eine Fleischuntersuchung vorzu­
schreiben. Es sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 

daß die BRD bereits seit 1980 eine wildbeschau kennt und in 
die EG exportiertes wild ohnedies einer Untersuchung unter­
zogen wird. Es ist daher nicht ganz verständlich, wenn das 
in österreich in Verkehr gesetzte Fleisch des Wildes nicht 
auch einer Fleischbeschau unterzogen wird. 

Gleichzeitig werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 
:) i "',' " 

dem Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Beilage 

Für den Land~~~irektor: 

~ 

~ 
Dr. Peischl 

Magistratsvizedirektor 
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Beilage zu 
MD-2668-1/89 

S TEL L U N G NAH M E 
j 

Gegen den vorliegenden Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Fleischuntersuchungsgesetz geändert wird, bestehen 
massive Bedenken insbesondere im Bereich der Neugestaltung 
der Kontrolluntersuchung. Der Entwurf wird daher abgelehnt. 

Was den genannten Bereich anlangt, ist vorerst festzuhalten, 

daß mit der Entschließung des Nationalrates vom 17. Mai 1989 

der Bundesminister für Gesundheit und öffentlicher Diel1st auf­

gefordert wurde, die Fleischunters'uchungsvorschriften bis 

Ende 1989 in den fol!Jenden Bereichen eiller Überprüfull!J zu unter-

ziehen: 
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1. Entlastung des Bereiches der Kontrolluntersuchung von ver­

meidbaren administrativen Maßnahmen und 

2. zusätzliche Möglichkeiten der Verwertung minderwertigen 

Fleisches. 

Wenn nun der vorliegende Gesetzentwurf im Sinne dieses Be-

SClllusses des Nationalrates eine Neuregelung des Institutes der 

Kontrolluntersuchunge~ vornimmt, wie dies aus der Darstellung 

des Problems im Vorblatt der Erläuterllngen hervorgeht, so geht 
:1 

dieses Vorhaben weit Uber die Zielset'zung -11'Enllaslung des ße-

reiches der Kontrolluntersuchung von vermeidbaren administraliven 

Maßnahmen" hinaus. Dem vorliegenden Entwurf_~:fnu~_ vielmehr eine 

vlesentliche Einschränkung der Kontrolll1ntersudrung entnommen 

\'If~rden, welche aus der Sicht eines ausreichenden Verbraucher­

schutzes striktest abzlIlehnen isl.. Wenll nlln ntimlich ein Großleil 

des r) eis ehe S IJ Il d der r lei nc" 1'1 fl[' An Il ach d e fII I 1 eis eh IJ Il l e r s lJ C h lJ 11 fJ ~j -

(Jesetz nicht mehr kOlllrolllJld_er~31lcht werden miiOle, su entfiele 

damit ein wichtiges Instrument, nicht einwandfreie Ware vor­

beugend aus dem Verkehr zu ziehen und die KosteIl dieser Unter­

suchung beim Unterauchungspflichtigen einzutleben. Dem gegenUber 

greift nämlich die Kontrolle nach dem LMG erst zu einem wesent­

lich späteren Zeitpunkt, beschäftigt außerdem in jedem Bean­

standungsfall die Gerichte und zieht fUr die öffentliche Hand 

in Form der zu ziehenden Proben nach diesem Gesetz auch Kosten­

probleme nach sich. 

Schon diese GegenUberstellung zeigt, daO das Instrument der 

Kontrolluntersuchung einen wesentlichen Beitrag zu einer um­

fassenden Lebensmittelkontrolle leistet, bei dessen teilweiser 

Abschaffung gerade fUr die davon betroffenen Warengruppen im 

Probenziehungsplan nach dem Lebensmittelyesetz eine massive 

Auf s t 0 c k u n g mit z u s ä B z 1 ich e n K 0 s t e n e I' f u 1 gen m Ü'O t e • UIII ein e 

zu nachhaltige Verschlechterung des Verbraucherschutzes zu 

vermf;iden. 
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Mit der vorgesehenen Einschränkung der Kontrolluntersuchung 

würde auch die Möglichkeit in Kauf genommen werden, daß in 

verstärktem Maße Fleisch- und Fleischwaren in Verkehr gesetzt 

werden könnten, die entgegen den Vorschriften des Fleisch­

untersuchungsgesetzes nicht'untersucht worden sind, zumal 

ja die Kontrolluntersuchung auch dazu dient, zu prüfen, ob 

das Fleisch der vorhergehenden FleischlJntersuchung vorschrifts­

mäßig unterzogen wurde. Gerade nach den ha. Erfahrungen, 

sind aber oft jene Betriebe der Gastronomie oder der Ge­

meinschaftsverpflegung, die im vorliegenden Entwurf generell 

von der Kontrolluntersuchung befreit sein sollen,Abnehmer von :, 
90 I chen - n ich t un t er such ten- Wa ren .,:.1 

·i 'I 

1\ u 9 S t a ti s t i s c her S ich t erg ab s ich i n den 1 sl z It e n J a h ren fo I gen des 

Bild: 

nennstandungen bei der Kontrolluntersuchullg in Wien 

Jahr ganze Tierkörper 

1986 

1987 

1988 

Stück kg 

433 

384 

281 

56;717 

47.509 

21.457 

Tei1konfiskate, Innereien 
Fleisch, Selchwaren, Würste 

97.359 

112.267 

76.626 

Summe kg 

154.076 

159.776 

101.083 

I\llein schon aus diesen statistischen I\ufzeichnungen über das 

Ergebnis der Kontrolluntersuchung in Wie~ kann die Notwendigkeit 

dieser vorbeugenden Untersuchung erkannt werden. 

Abgesehen von der vorstehend geäußerten grundsätzlichen Kritik 

am I\bgehen von den bisherigen Regelungen im Bereich der Kontroll­

untersuchung muß zum vorliegenden Entwurf angemerkt werden, daß 

gewählte Formulierungen nocll einer klareren Definition bedürfen 

("fleischbearbeiLenderll)fletrieb hzw. im Einzelfall solche als 

fachlich unrichtig zu bezeichnen sind (z.B. Zuordnung von 

Faschiertem unLer Fleischwaren). 
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Uber den allgemeinen Teil der Ausführungen hinaus ist zu den 

einzelnen Regelungsinhalten noch folgendes zu bemerken: 

Zu Art. I Z 1 (§ 26b): 

Grundsätzlich ist es wegen der zunehmenden Bedeutung der gesamten 

Rückstandsproblematik zu begrüßen, daß der Behörde die Möglicll­

keit der Kennzeichnung und vorläufigen Sperre von Tierbeslürlden 

gegeben wird, bei denen im positiven Stichprobenfall eine Be­

lastung mit unzulässigen Rückständen festgestellt worden ist und 

bei denen sohin generell eine diesbezüglid\e Belastung vermutet 

werden kann. Im Einzelfall wird dann :Je na-eh Art der Rückstände 

in der Folge unterschiedlich vorzugehen sein. 

D a e r fo r der 1 ich ewe i t e r e U n t e r s u c h u n gen se h r kd":S t e n auf wen d i g sei n 

werden, solche Beslände mitunter eine sehr große Tieranzahl er­

fassen werden und auch ill diesen Beslililuen NlllsehlochllllHJell 011-

fallen könnten, wäre noch zu klären, ob die Kosten der weiteren 

durchzuführenden Untersuchungen in jedem Fall von der öffentlichen 

Hand zu tragen sein werden oder ob der Verfügungsberechtigte zur 

Koatentragung herangezogen werden könnte. 

§ 26 b regelt überdies nicht die weitere Vorgangsweise nach er­

folgter vorläufiger Sperre, obwohl diesbezüglich Vorschriften 

erforderlich wären. 

Weiters sollte auch eine Kostentragung des Tierbesitzers für 

notwendige Folgeuntersuchungen, etwa im Falle schuldhnften Ver­

haltens (Antibiotikarückstände).überlegt und im Fleisehunler-

9uchungsgesetz verankert werden. 

Zu Art. I Z 3 (§§ 40 und 41): 

Wie bereits im allgemeinen Teil der Kritik angemerkt, kann dem 

Entwurf eigentlich keine überzeugende Begründung für die vor­

gesehenen Einschränkungen bei der KontrollunterslIchullgspflichl 

e n t no m flI e n ~I erd e n. S c h 0 n all ein e t w a i In I usa 111 10 e n h a n 9 der [r­

läuternden Bemerkungen zu § (lU Alls. 1 lind § 40 Abs. 3 I .3 ist 
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dieser Widerspruch festzustellen. Wenn zur ersteren Gesetzes­

stelle von der 'Gewährleistung der Belieferung von fleischbe­

arbeitenden und fleischverarbeitenden Gewerbe- und Induslrie­

betrieben sowie von Märkten mit hygienisch einwandfreiem und 

vorschriftsmäßig untersuchtem fleisch" durch die Beibehaltung 

der Kontrollunlersuchung die Rede ist, warum sollte dann diese 

Oberlegung nicht auch für Fleisch gelten, das in gastgewerb-

lichen Betrieben oder in Einrichtungen für die Gemeinschaftsver­

sorgung zur Herstellung und Abgabe von Speisen an Verbraucher 

eingebracht wird (§ 40 Abs. 3 Z 3)1 
:1 

Bei all diesen Uberlegungen wird im übrigen viel zu wenig darauf 
... ', I 

Bedacht genommen, daß die Kontrolluntersuchun.gspJlicht auch 

eine Nachprüfung der Erstuntersuchung auf deren:Ordnungsmäßig­

keit enthält. Von der weiters ins Treffen geführten Doppelgleisig­

keit kann schon allein wegen der unterschiedlichen Ausgangslage 

bei den Uberprüfungen und Kontrollen nach dem Fleischunter­

sllchungsgesetz bzw. Lebensmittelgesetz wohl nicht gesprochen 

werden. Bei konsequenter Fortführung dieses ljeJanklichen Ansatze~ 

mUßte ja letztlich auf die Kontrolluntersuchuflg iiberhuupt ver­

zichtet werden, weil ja ohnedies jedes Iflverkehrsetzen von Lebens­

mitteln der lebensmitlelpolizeilichen Uberprüfung unterliegt. 

Was die "administrativen Maßnahmen im Rahmen der Konlrollunter-

suchung", d.h. die Abwicklung der für den Wiener Verbraucher-

markt so wichtigen Kontrolluntersuchung,anlangt, funktioniert 

diese im lande Wien klaglos. Diea allch desllOlb, \'Icil "ülIIlich 

verschiedene Möglichkeiten fiir deren Durchführung angebotffl werden,'die 

hinsichtlich ihrer Kostenaufwendigkeit uuch in diffel'lHlzierlell 

Gebühren ihren Niederschlag finden. 

Neben der zentral eingerichteten direkten Kontrolluntersuchung 

in St. Marx sowie sonstigen amtlichen Stellen (z.B. Märkte, Kühl­

lagerhäuser) gibt es die Möglichkeit der Durchführung der 
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Untersuchung über Ansuchen auch im eigenen Betrieb. Letztere 

ist wegen des erhöhten Aufwandes allerdings gebüllrenmäßig auch 

die aufwendigste form der Durchführung. 

Ein Vollzugsdefizit hinsictltlich der Vorschriften betreffend 

die Kontrolluntersuchung ist in Wien somit nicht gegeben. fest­

gestellte Gesetzesübertretungen werden in jedem Fall zur An­

zeige gebracht und "vermeidbare administrative Maßnahmen" sind 

jedenfalls aus Wiener Sicht ebenfalls nicht erkennbar. 

Entgegen den Erläuterungen zu § 40 Abs'~ 3 Z"Z des vorliegenden 

Entwurfes wird bei Fleischware~ selbstverständlich sehr wohl 

zunächst grobsinnlich und mit einfachen lIilf~,;ü)ii(~eln untersucht. 

Erst im Beanstandungsfall (Verdachtsfall) werdeR dann die ent­

sprechenden Untersuchungen (Probenziehung, Einsendung an die 

Lebensmitteluntersuchungsanstalt) nach dem Lebensmittelgeeetz 

eingeleitet. Eine vermeidbare Doppelgleisigkeit FUG - LMG kann 

hiebei nicht erblickt werden, zumal die in Wien tätigen Amts­

tierärzte jederzeit auell als LMG-Kontrollorgane zum Einsatz 

kommen können und eich die nolwendigen Maßrwllllten rHH;h dem FliC 

und LMG sinnvoll ergänzen. 

Ohne Kontrollunlersuchung wäre z.B. nach dem Heaktorunfall in 

Tschernobyl die StrahlenbelasLung des Fleisches nicht sofort im 

notwendigen Ausmaß kontrollierbar gewesen. Auch hinsichllich der 

P di fun lJ auf An t i bio t i kadi c k s t ä n des i nd i n Wie n die sb e z Ü IJ 1 ich e 

Untersuchungsaktionen im Rahmen der KontrolluntersuchullC] mehr-

rn als dur c hg e f ü h r t wo r den und k 0 n n ten da dur c h une r 1 a u u t eMail i -

pulationen mit Antibiotika aufyedeckt werden. Gerade bei solchen 

Aktionen ist die Ermittlung des Iierkunftsbetriebes entweder bei 

der Schlachtung oder in der FollJe nur mehr im Rahmen der Kontroll­

untersuchung durchführbar. 

Zu § 'tO Ahs. I ist weiters darauf hinzuweisen, daß der Begriff 

des fleischbearbeitenden Betriebes hinsichtlicll der Abgrenzung 
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der damit angezogenen Tätigkeiten einer genauen Definition 

bedürfte. Im übrigen bewirkt gerade in dieser Bestimmung die 

Eingrenzung der Kontrolluntersuchung eine bedeutsame Lücke, 

weil hier nicht einmal Kühllagerhäuser angeführt sind. Gerade 

in solchen werden derzeit unter anderem auch Sendungen von 

frischem knochenlosen fleisch ~us verschiedenen Schlachthöferl 

gesammelt, tiefgefroren und in der folge zu Export­

sendungen zusammengestellt und exportiert. lIiebei kommt es 

immer wieder zu Mißständen, die bei der Kontrolluntersuchung 

aufgedeckl werden können. Die Ausstellung der amtstierärztlichen 

Beg lei t p a pie I' e ( Ge s und h e i t s z e u g n iss e) wü r d e j~ e i feh 1 end e r 

Kontrolluntersuchung auf Schwierigkei~~n stoßen. Ohne Unter­

suchungsmöglichkeiten und Kontrolle der beiz~_ß:riingenden Unter­

suchungsscheine kann die Ausstellung dieser ZeugRisse vom für 

das Kühllagerhaus örtlich zuständigen Amtstierarzt in der bis­

herigen form nicht erwartet werden. 

Nicht geteilt wird ferner die im § 40 Abs. 3 Z 2 gewählte Nomen­

klatur. 

ras chi e r L e s i ö tin I' 0 h e 111 tu s tun d nie h t • .!l u F 1 eis c h war e url z I1 -

sehen. Richtig könnte es allenfalls "zubereitetes FascllierLe~" 
faschiertes ist eine hygienisch sensible Ware 

heißen. Rohes 
lind unterliegt besonderen Bestimmungen, die es auch im EG-Raulil 

gibt. Die Kontrolle des rohen faschierten müßte im Rahmen der 

Kontrolluntersuchung jedenfalls auch weiterhin aufrecllt bleibelI. 

Die zunehmende Bedeutung der "Bauernmärkte'; bei denen Fleisch­

waren jeder Art angeboten werden, und die Tatsache, daß illl bäuer­

lichen Bereich eine Iierstellung solcher Fleisch- und Wurstwaren 

gegebenenfalls unter Umständen erfolgt, die den strengen gewerbe­

rechtlichen Vorschriften von Fleischereibetrieben nicht ent­

sprechen, stellt einen weiteren Grund dar, eine generelle Be­

freiung der Fleischwaren von der Kontrolluntersuchung als selll' 

problematisch anzusehen. Auch die in den Erläuternden BemerkuIICJen 

z u § I1 0 Ab 5. 2 Z 2 vor fJ e t I' a gen e Me i nun y "r lei s c h war e n k ö n n e n 
I 

grobsinnlich und mit einfachen /Iilfslllclhuden nichl ausreichend 

II n l crs LI c h t wer deli ", kali f1 n ich t ge t eil l we l' deli . 
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Auch die Ausnahme des § 40 Abs. J Z J ist fachlich nicht zu 

rechtfertigen. Gerade Betriebe der Gastronomie und der Ge­

meinschaftsverpflegung (GroßkUchen) werden immer wieder zum Aus­

gangspunkt von Lebensmittelvergiftungen, die einen größeren 

Personenkreis betreffen und gefährden. Es ist daher LJllversLÜIIlJ­

lieh, warum gerade sie von de~ Kontrolluntersuchung generell 

befreit werden sollen. 

Ebenso ist die Regelung des § 40 Abs. J Z 4 schon deshalb ab-

zu I e h n e n, we i 1 das Z lJ t re f fe n der Aus nah In e v o:f aus set z LJ n gnu r 

schwer zu kontrollieren wäre. Außerdefl\ ist-'es nicht einzusehen, 

weshalb eine Kontrolluntersuchuhg hinsichtlich ihres Ergebnisses 

am neuen Bestimmungsort nicht angezweifelt werden dUrfte. 

Zu § LID Abs. 3 Z 5 ist festzuhalten, daß auch verkaufsfertig 

vorverpacktes Fleisch sehr wohl stichprobenweise untersucht 

werden kann. Die Zerstörung der einen oder anderen Verpackunu 

müßte gegebenenfalls in Kalif genommen werden, um den Verbraucher 

zu schützen. lIinsichl.lich lIerslellungsdutlllll, AlifbrauchfrisL lind 

und all e n f all 8 Wie der ver wer Lu n U 1111 d N e II ver pile I< 1111 U LI IHJ U I ü 11 t e r t e r 

Waren kommt der Kontrolluntersuchllng, wie Beispiele in Wiell 

zeigen, in vermehrtem Maße Bedeutung zu. 

Abgesellen von der grundsätzlichen Kritik mUßte überdies der 

Oegriff des II ver kaufsfertig vorverpackten Fleisches" hinsiellL-

1 ich de l' Packungsgrößen nähe r de f in i e l' L we l' den, um Umuehungs­

handlungen zu vermeiden. 

Abgesehen von den angeführten Bedenken betreffend die Vermillderulllj 

des Ver b rau c her s c h lJ t z es, cl i e cl i e A b ä n der u rHJ des § 'IOd e s F LJ G rn i L 

sich bringen würde, hirgt die vorgesehene Regelung auch oie 

Gefahr von Wetlbewerbsverzerrungen'und in der Folge ExisLenzfju­

fährdungen von Betrieben im großstädtischen Bereich in sich;.~ IIlJ 

Abs. I uno 3 in der neuen Fassung benacllteiligL fleiscltuearbeiLellde 

und fleischverarbeilende Betriebe sowie Märkte insofern, als diese 
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Fleisch, das aus einer anderen Gemeinde eingebracht wird, der 

Kontrolluntersuchung unterziehen lassen müssen. Hingegen wären 

laut Entwurf Betriebe, die Fleisch weder be- noch verarbeiten, 

wie z.B. Handelsketten, von der Kontrolluntersuchung und den 

damit verbundenen Kosten befreit. Ferner ist in diesem Zusammen­

hang durchaus abzusehen, ~aß viele auswärtige Betriebe versuchen 

werden, durch vermehrte Anlieferung bereits zerlegten oder vor­

verpackten Fleisches, der Kontrolluntersuchung zu entgehen. 

Anqesichts der Fülle der vorqetragenen Argumente gegen die im 

Entwurf vorgesehene Einschränkung der Ko~trolluntersuchung, kann 

der Entwurf in der vorliegende~ ro~~'nur ~ht9chieden abgelehnt 

werden. Aus der Sicht des Landes Wiens erschiene es jedenfalls 
. I 

bedauerlich, sollten die berechtigten Verbi~auc.herwünsche nach 

einwandfreier und sorgfältig untersuchter Wa~~ nicht eindeutig 

Vnrrnnq qpqenilber den Forderungen der Bauernvertreter haben. 

Als MinimAlforderung müßte jedenfalls die MHglichkeit geschaffen 

w pr d p n, hp rI n r f s w fd sen 0 c h Z \J sät z 1 ich jen e Be re ich e, die jet z t 

aus der Kontrolluntersuchung überhaupt ausgeklammert sind 

(vgl. § 40 Abs. 1) oder als Ausnahmen aufscheinen (§ 40 Abs. 3), 

doch in die Kontrolluntersuchung einzubeziehen. 
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